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Arbeitsgesetz nach Sowjetmaster
Scheinheilige Kommentare der SED-Presse — Der FDGB „studierte'1
Berlin (Eigenbericht). Die SED-Presse veröffentlicht zur Zeit 

auffallend viele Kommentare über angeblich unsoziale Arbeits­
gesetzgebung im Westen. Jeder kleine, unbedeutende Lohn­
streik in Westberlin und Westdeutschland wird, unsinnig auf­
gebauscht, gemeldet. Hinter dieser Kampagne sucht die SED 
zu verbergen, daß sie das unsozialste aller. Arbeitsgesetze ein- 
führen will: In Zusammenarbeit mit einer kürzlich aus der 
Sowjetunion zurückgekehrten FDGB-„Studiendelegation“ be­
reitet das sowjetzonale Ärbeitsministerium ein neues Arbeits­
gesetz vor, das dem der Sowjetunion weitgehend angeglichen 
ist. Es besteht im wesentlichen — entsprechend seinem Vor­
bild — in der Abgabe großer Teile des Arbeitsrechts an das 
Strafxecht.

Entscheidend ist bei den neuen 
Gesetzen, daß der kommunisti­
sche Staat zugleich als Gesetz­
geber, Arbeitgeber, Lohngestal- 
ter und Gewerkschaft auftritt. 
Der Arbeiter gerät dadurch In 
einen Kreislauf der Staats­
maschinerie, der ihn arbeits­
rechtlich wehrlos macht.

Gesetz nach Plan
Weiter wird das kommende 

Gesetz von der Tatsache be­
stimmt, daß es einem anderen 
Gesetz, nämlich dem jeweiligen 
„Volkswirtschaftsplan“, unterge­
ordnet ist. Hier kann nicht nach 
Maßgabe der Arbeitsgesetze die 
Produktion geplant werden, son­
dern das Arbeitsrecht richtet 
sich nach den Erfordernissen 
des Plans.

Vermutlich aus der Erfahrung 
der seit 1945 „verplanten“ Jahre 
schöpfend, soll das neue sowjet­
zonale Arbeitsrecht in erster 
Linie dafür sorgen, daß man 
für alle kommenden Pannen 
Schuldige zu finden vermag. 
Für jeden „Planverstoß“, jede 
„Fehlplanung“ und jede „Ver­
geudung von Arbeitskraft und 
Material“ werden die unteren 
Instanzen bis zum Arbeiter 
selbst verantwortlich gemacht. 
Wenn der Plan die Verwendung 
minderwertiger Ersatzstoffe für 
Industrieartikel vorschreibt und 
die ganze Produktion als Aus­

schuß auf den Schrotthaufen 
wandert, ist der Produzierende, 
für den der Plan Gesetz ist, ver­
antwortlich — und nicht der 
Planer.

Streik =  Hochverrat
Die hinterhältigsten Paragra­

phen sind die der strafrecht­
lichen Haftung für Verstöße 
gegen die Arbeitsdisziplin, Vom 
Streik braucht hier nicht ge­
sprochen werden. Er gilt als 
Hochverrat und wird mit höch­
sten Zuchthausstrafen geahndet. 
Aber auch die Verweigerung 
von Xormerhöhimgen, Einsatz 
an einem berufsfremden Arbeits­
platz sowie das eigenmächtige 
Verlassen einer Arbeitsstelle sol­
len künftig unter das Straf­
gesetz fallen.

Grundlage dieser Paragraphen 
ist ein bis heute in der Sowjet­
union noch nicht kassierter Not- 
erlaß vom 26. Juni 1940, wonach 
Arbeiter und Angestellte staat­
licher Betriebe bei eigenmäch­
tiger Aufgabe des Arbeitsplatzes 
mit Gefängnis von zwei bis vier 
Monaten bestraft werden. Ar­
beitsversäumnis „ohne anerkann­
ten Grund“, also z. B. im Falle 
einer vom Betriebsarzt nicht als 
Arbeitsunfähigkeit akzeptierten 
Krankheit, wird mit „Erzie­
hungsarbeit am Arbeitsplatz bis 
zu sechs Monaten“ geahndet, 
wobei bis zu 35 Prozent des

Lohnes als „Erziehungsbeitrag“ 
einzubehalten sind.

Ein weiterer Paragraph, den 
der FDGB in. das ostzonale Ar­
beitsgesetz einschmuggeln will, 
ist der über „böswillige Ver­
säumnisse“. Nach ihm kann 
dreimaliges Zuspätkommen in­
nerhalb eines Monats willkür­
lich als ».böswillig“ angesehen 
und ebenfalls mit „Erziehungs­
arbeit“ bestraft werden.

Wer sich als vom Staat aus- 
gebildeter Spezialist oder Hoch­
schüler mit Staatsstipendium 
weigert, anschließend einen vom 
Staat zugewiesenen Arbeitsplatz 
anzutreten, fällt gleichfalls un­
ter den Strafrechisparagraphen, 
Jeder, der heute in der Sowjet­
zone ein Stipendium erhält, soll 
dafür sein ganzes Berufsleben 
lang zurückzahlen. Die SED hat 
die Zeiten nicht vergessen, wo 
sie Spezialisten und Techno­
logen für das Urangebiet von 
Aue suchen mußte und keiner 
zu bewegen war, dort eine Ar­
beitsstelle anzunehmen.

Jetzt schickt sie „Arbeiter­
und Bauernstudenten“ auf die 
Fakultäten, zahlt ihnen einige 
Jahre lang ein Stipendium — 
und hofft, solcher Sorgen künf­
tig enthoben zu sein. Das Sti­
pendium wird arbeitsgesetzlich 
als langfristiger Schuldschein 
festgelegt.

Ablenkungsm anöver
Die SED ahnt heute bereits, 

welche erbitterten Diskussionen 
das neue Arbeitsgesetz nach 
seiner Veröffentlichung entfacheQ 
wird. Deshalb zeigt die Ost­
presse nach der Methode „Haltet 
den Dieb!“ so übereifrig nach 
Westen, obwohl jedermann weiß, 
daß es bereits heute, vor In­
krafttreten der neuen sowjet- 
zonalen Gesetze, in keinem eure.» 
päisehen Staat solch gesetzlieh 
legitimierte Ausbeutung wie in 
der Sowjetzone gibt.
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Nebeneinander 
und miteinander
WG. In diesen Tagen wichti­

ger internationaler Begegnun­
gen war wieder viel die Rede 
von der Möglichkeit der „Ko­
existenz“, des friedlichen Ne­
beneinanders zwischen Ost und 
West. Churchill, der prominen­
teste der Staatsmänner, die zu 
einem solchen Versuch raten, 
formulierte soeben in Ottawa 
die Alternative: „Entweder le­
ben wir mit unseren Gegnern 
zusammen oder wir versuchen, 
ihr System zu ändern, und 
sprengen dabei die Welt in die 
Luft.“ Von der Möglichkeit 
eines Krieges sprechend meinte 
er, daß die westliche Welt aus 
ihm zwar siegreich hervorgehen, 
aber ihren Sieg auf einem gi­
gantischen Trümmerfeld erleben 
werde. Las sind bei Churchill 
die Überlegungen, die ihn dazu 
führen, vor das Experiment der 
alleräußersten Spannung den 
Versuch zum friedlichen Neben­
einander zu stellen. Die Politik 
der Stärke als Grundlage dieses 
Versuches ist auch für ihn eine 
Selbstverständlichkeit.

„Friedliches Nebeneinander46
Die Formel vom friedlichen 

Nebeneinander zwischen der 
kommunistischen und der nicht­
kommunistischen Welt ist öst­
lichen Ursprungs und kommt 
also von denen, die durch ihr 
Verhalten diese „Koexistenz“ 
bisher unmöglich gemacht ha­
ben. Es ist also offenbar etwas 
anderes, ob diese Formel von 
einem Manne wie Churchill oder 
etwa von Tschu en-Lai ge­
braucht wird, der sie bei sei­
nem Staatsbesuch in Neu-Delhi 
sehr beredt vertrat. Als wich­
tigste Voraussetzung ihres Ge­
lingens nannte er die innere- 
und äußere Nichteinmischung in 
die Angelegenheiten fremder 
Staaten. Im Hintergrund dieser 
Forderung stand natürlich das 
Schlagwort „Asien den Asiaten“ , 
in dem sich ein national-konti­
nentales Ressentiment mit dem 
kommunistischen Expansions­
drang raffiniert verbindet.

Aber Tschu en-Lai hat den­
noch völlig recht. Nur deckte 
er indem er diese Worte sprach, 
zugleich die ganze Fragwürdig­
keit der kommunistischen For­

mel auf: ihren Mangel an Auf­
richtigkeit und folglich auch an 
V ertrauens Würdigkeit.

Der Kommunismus nämlich ist 
schon durch seine Existenz 
selbst eine ständige Ein­
mischung, weil er in allen Län­
dern Parteien unterhält, die 
ihre Ideen, ihre Methoden, ihre 
Mittel und ihre Befehle aus 
einer Zentrale in Moskau be­
ziehen, die praktisch mit der 
dortigen’ Regierung identisch 
ist. Auf diese Weise hat die 
sowjetische Regierung Provin­
zen eigener Macht in allen frem­
den Ländern, in denen es starke 
kommunistische Parteien gibt.

Die Problematik des fried­
lichen Nebeneinanders liegt also 
heute viel mehr in dieser inne­
ren Einmischung als in der Ge­
fahr äußeren Angriffs, den Mos­
kau sich sehr überlegen wird. 
Die Nutzanwendung hieraus er­
gibt sich von selbst: das Neben­
einander zwischen Ost und West 
wird um so leichter sein, je 
mehr die westlichen Völker mit 

• dem Kommunismus im eigenen 
Lande fertig geworden sind. 
Dann nämlich verliert die so­
wjetische Macht das wirksamste 
Mittel der Einmischung in das 
innere Leben anderer Völker, 
die oft genug die Vorstufe zum 
ferngelenkten Bürgerkrieg und 
— zu seiner Unterstützung — 
auch der äußeren Aggression 
gewesen ist.

I nd westliches Miteinander?
Eine nicht weniger wichtige 

Voraussetzung des friedlichen 
Nebeneinanders zwischen Ost 
xind West ist das entschlossene 
M i t e i n a n d e r  der west­
lichen Völker.

Hier erleben wir gegenwärtig 
eine Krise, von der man nur 
hoffen darf, daß sie einen be­
freienden Ausgang findet. Ihren 
Mittelpunkt bildet Frankreich, 
das in der unglücklichen Lage 
ist, von dem östlichen Gegner 
politisch und militärisch auf 
das äußerste bedrängt und von 
den westlichen Freunden mit 
längst fälligen Forde-rungen in 
Ahspruch genommen zu werden. 
Beides ist die bedauerliche 
Folge einer mehr als zwei Jahre 
andauernden französischen Un­
entschlossenheit.

Die Freunde Frankreichs, die 
USA, Großbritannien und auch 
die Benelux-Länder, haben nun 
zu den in Paris überfälligen 
Entscheidungen endgültig und 
klar Stellung bezogen: sie er­

warten, daß Frankreich die im 
Mai 1352 Unterzeichneten Ver­
träge ratifiziert und dadurch 
den Weg zum Aufbau der ge­
meinsamen europäischen Vertei­
digung und zur Wiederherstel­
lung der deutschen Souveräni­
tät freigibt. Bundeskanzler 
Adenauer hat die gleichen Er­
wartungen soeben in einem 
Rundfunk-Interview zum Aus­
druck gebracht, und zwar mit 
einer Deutlichkeit, die von sei­
nem bisher geduldigen Abwar­
ten gegenüber Frankreich merk­
lich abweicht. Unruhe und Be­
sorgnis finden in allen west­
lichen Hauptstädten heute mit 
den gleichen Erwartungen die 
gleiche Sprache gegenüber dem 
französischen Partner. Schärfere 
Reaktionen werden bereits hör­
bar, vor allem in den USA.

So stehen also wuchtige Ent­
scheidungen zwischen Frank­
reich und seinen Partnern a u f  
d e s  M e s s e r s  S c h n e i d e .

Der kritische Punkt
Sicher aber ist es richtig und 

notwendig, der in arge Be­
drängnis geratenen französischen 
Politik die von Mendes-France 
geforderte kurze Frist zu ge­
währen, damit sie den Knoten 
zu entwirren vermag, den sie 
selbst geknüpft hat.

Man sollte auch nicht über­
sehen, daß die EVG nicht ein 
absoluter Wert ist, außerhalb 
dessen es keine Lösung gibt. 
Sie ist nur ein formaler Aus­
druck der wichtigeren S a c h e  : 
der gemeinsamen Stärke. In 
welcher F o r m diese Sache ver­
wirklicht wird, das ist also eine 
Präge zweiten Ranges.

Deshalb liegt das wirklich 
dramatische Element nicht in 
der Frage, ob Frankreich die 
EVG endlich annimmt oder ab­
lehnt, sondern mehr darin, wie 
die französische Politik sich 
verhalten wird, wenn das Parla­
ment die EVG tatsächlich ab­
gelehnt haben sollte. Hier ist 
der für die gemeinsame Politik 
des Westens wirklich kritische 
Punkt. Dann w'ird nämlich die 
Wiederherstellung der deutschen 
Souveränität, über die sich alle 
Partner Frankreichs einig sind, 
unmittelbar akut werden, und 
dann müssen ferner sehr rasche 
Entscheidungen auch darüber 
fallen, in welcher anderen Form 
die gemeinsame Verteidigungs­
stärke unter Teilnahme Deutsch­
lands verwirklicht werden soll.



Große Tage in Berlin
Das Programm der Bundespräsidenteä-Wähl

Berlin (Eigenbericht). Zum erstenmal seit 1945 wird in Berlin 
am 17. Juli wieder ein deutsches Parlament tagen und ein 
Staatsakt stattfinden, wenn Professor Heuss, für dessen Wahl 
sich alle großen Parteien ausgesprochen haben, in der Festhalte 
am Funkturm von den 1018 Mitgliedern der Bundesversammlung 
zum deutschen Bundespräsidenten wiedergewählt Wird. Es soll 
ein Ereignis von gesamtdeutscher Bedeutung werden.

Bundestagspräsident Ehlers 
gab in Berlin das Programm 
der Präsidentenwahl bekannt: 
Vom 16. bis 20. Juli wird der 
Bundespräsident in Berlin wei­
len. Bundeskanzler Dr. Aden­
auer kommt vom 17. bis 20. Juli.

Die Bundesversammlung wird 
am 17. Juli um 15 Uhr in der 
Festhalle am Funkturm zusam­
mentreten. Außer den 1018 Mit­
gliedern der Bundesversamm­
lung nehmen an dem feierlichen 
Akt 1676 Ehrengäste und 200 
Journalisten aus aller Welt teil. 
Nach der Wahl wird Bundes­
präsident Professor Heuss eine 
Ansprache halten. Am 18. Juli 
wird der Bundespräsident eine 
neue Wohnsiedlung am Wedding 
einweihen und am Nachmittag 
um 16 Uhr im Olympia-Stadion 
der deutschen Fußball-National­
mannschaft, die den Weltmei­
stertitel errang, als höchste 
deutsche Sportauszeichnung das 
Silberne Lorbeerblatt überrei­
chen. Am 19. Juli findet eine Ge­
denkfeier für die Opfer des 
20. Juli statt, auf der der Bun­
despräsident spricht, Professor 
Heuss wird während seines Ber­
liner Aufenthaltes auch das 
Grab Ernst Reuters auf suchen 
und dort einen Kranz nieder­
legen.

Im Fernsehfunk
Berlin (DPA). Die Wahl des 

Bundespräsidenten wird in einer 
Gemeinschaftssendung' des NW- 
DR und des Senders Freies 
Berlin auch für alle Fernseh­
sender der Bundesrepublik di­
rekt übertragen. Am Abend des
17. Juli wird im deutschen 
Fernsehen außerdem ein Film­
sonderbericht des Senders Freies

A usdiuck der Verbundenheit
Berlin (DPA). Die Mitglieder­

versammlung des Zentralverban­
des des deutschen Baugewerbes, 
die in Goslar tagte, hat in einer 
Entschließung ihrer Verbunden­
heit mit dem Baugewerbe der 
Sowjetzone Ausdruck gegeben.

Berlin gegeben über „Berlin im 
Zeichen der Bundespräsidenten­
wahl“. Auch die Rundfunksen­
der werden Ausschnitte von der 
Wahlhandlung übertragen.

Keine A n tw ort
Düsseldorf (DPA). Der KPD- 

Vorsitzende Hans Reimann hat 
den Vorstand der SPD schrift­
lich aufgefordert,, für die Bun­
despräsidentenwahl einen sozial­
demokratischen Kandidaten zu 
benennen. Eine Wiederwahl von 
Theodor Heuss lehne die KPD 
ab. Ein SPD-Sprecher erklärte, 
der Brief werde überhaupt nicht 
beantwortet werden.

Hannover (DPA). Auf dem er­
sten Landestrefien der ostpreu­
ßischen Landsmannschaft in 
Hannover sprachen sich Bundes­
minister Jakob Kaiser und der 
BHE - Bundestagsabgeordnete 
Dr. Linus Kather für eine Wie­
dervereinigung Deutschlands 
auch mit den Gebieten jenseits 
der Oder-Neiße-Linie aus. Kai­
ser betonte, das deutsche Volk 
werde nicht müde werden, der 
Welt zuzurufen, daß Frieden 
und Recht erst dann wieder in 
Europa einkehren, wemi die Tei­
lung Deutschlands der Vergan­
genheit angehört. Acht Millionen 
Heimatvertriebene und achtzehn 
Millionen Deutsche in der So­
wjetzone könnten sich nicht mit 
dem Unrecht abfinden, unter 
dem sie heute leben, müßten.

Ratzeburg (AP). Mehr als 
zehntausend Mecklenburger aus 
allen Teilen der Bundesrepublik 
und der Sowjetzone bekannten 
sich auf einer großen Kundge­
bung vor dem 800jährigen Ratze­
burger Dom erneut zur „unlös­
lichen Zusammengehörigkeit“ 
mit ihrer Heimat.

Auf ihrem vierten Bundestref­
fen verlas der Vorsitzende der 
Mecklenburger, Freiherr von 
Langermann (Kühren), eine Ent-

Nicht in Bonn
Bonn (Eigenmeldung). Der 

Bundesrat hat einstimmig be­
schlossen, sich in Bonn kein 
eigenes Gebäude, zu errichten. 
Der niedersächsische. Minister­
präsident Kopf erklärte: „Ich 
glaube nicht, daß der Bundes­
rat, der so oft die Wiederverei­
nigung Deutschlands gefordert 
hat, in Bonn etwas verankern 
sollte, was wir lieber in Berlin 
sehen.“ Der Berliner Senator 
Dr. Haas stimmte „aus vollem 
Berliner Herzen“ zu und erklär­
te: „W enn der Bundesrat schon 
ein eigenes Gebäude erhalten 
soll, dann in Berlin.“

Der Regierende spricht
Berlin (Eigenmeldung). Der 

Sender Freies Berlin hat eine 
neue Sendereihe eröffnet, in der 
Berlins Regierender Bürgermei­
ster Dr. Schreiber an jedem er­
sten Sonntag im Monat unter 
dem Motto „Der Regierende 
spricht“ zu Tagesfragen Stellung 
nehmen wird.

Schließung, in der an die freie 
Welt appelliert wird, die Einheit 
Deutschlands wiederherzustellen.

Herzliche Übereinstimmung
Bonn (Eigenrqéldung/DPA). In 

mehrstündigen Besprechungen 
über die gegenwärtige Weltlage 
erzielten Bundeskanzler Aden­
auer und der griechische Mini­
sterpräsident Papagos in Bonn 
volle Übereinstimmung ihrer 
Ziele. In der Unterredung, an 
der auch Griechenlands Außen­
minister Stephanopulos und 
Staatssekretär Hallstein teilnah- 
men, wurde die Frage erörtert, 
wie die beiden Staaten den Ge­
fahren für die freie Welt wir­
kungsvoll begegnen könnten. 
Insbesondere wurden das Pro­
blem der EVG und der Balkan­
pakt besprochen.

„ Volksschlafwagen"
Hamburg (AP). Der „Volks­

schlafwagen“, der Abschied von 
der „Holzklasse“ und ein ein­
heitlicher Tarif für den Per­
sonen-, Gepäck- und Stückver­
kehr sollen binnen zwei Jahren 
in ganz Europa auf Beschluß 
des zur Zeit in Hamburg tagen­
den Internationalen Eisenbahn­
verbandes verwirklicht werden.

Von der Heimat unlöslich
Treffen der Vertriebenen — Nicht mit Unrecht abfänden!



Um die deutsche Souveränität W iderstand in Rotchina
BritiscKamerikamselie Konferenz in London

London (AP/DPA). Zwischen 
Vertretern der Außenministerien 
Großbritanniens und der USA 
haben in London Besprechungen 
über die Möglichkeiten zur Wie­
derherstellung der deutschen 
Souveränität ohne Bück sicht auf 
die Ratifizierung des EYG-Ver­
trages durch Frankreich begon­
nen. Zum erstenmal seit Kriegs­
ende nehmen an diesen Deutsch- 
iandbesprechungen keine Ver­
treter Frankreichs teil, doch soll 
die französische Begierung un­
terrichtet werden.

Die Konferenz, die in Wa­
shington zwischen Churchill und 
Eisenhower vereinbart wurde, 
soll bis Ende der Woche abge­
schlossen sein. Hauptpunkt ist 
die Frage, wie die Koppelung 
des Deutschland-Vertrages, der 
die Verleihung der Souveränität 
vorsieht, mit dem EVG-Vertrag 
aufgehoben werden kann. Für 
den Fall, daß Frankreich den 
EVG-Vertrag ablehnt, ist an ein 
einseitiges Vorgehen Großbri­
tanniens und der USA gedacht.

V op o  w ar dagegen
Berlin (Eigenmeldung). Zu 

einem Zwischenfall kam es, wie 
erst jetzt bekannt wird, in einer 
Einheit der kasernierten Volks­
polizei bei Chemnitz. Ein großer

Teil der Offiziere und Mann­
schaften weigerte sich, einem 
Befehl zu folgen, nach dem sie 
in Polen an einem „Lehrgang 
zur Partisanenbekämpfung“ teil­
nehmen sollten.

Sowjets ausgewiesen
Washington (AP). Das US- 

Außenministerium gab bekannt, 
daß seit Februar drei sowje­
tische Diplomaten wegen Spio- 
nageverdacht aus den USA aus­
gewiesen worden sind.

Hongkong (AP). Das Bestehen 
großer, gut organisierter Wider­
standsbewegungen hat der kom­
munistische chinesische Bund­
funk zugegeben. Er meldete, 
daß 20 chinesische Widerstands­
kämpfer zum Tode verurteilt 
und erschossen wurden. 40 wei­
tere erhielten gleichfalls die 
Todesstrafe, doch wurde die 
Hinrichtung zunächst ausgesetzt. 
Bei den Verurteilten handelt cs 
sich nach der Bundfunkmeldung 
um Angehörige von drei Wider­
standsgruppen in der Provinz 
Hupei, in Peking und Tientsin.

Guatemalas neue Regierung
Guatemala-City (AP/DPA). In 

Guatemala herrscht wieder Frie­
den. Kurz bevor der vorläufige 
Waffenstillstand abzulaufen
drohte, Unterzeichneten der Re- 
bellenführer, Oberst Armas, und 
der Chef der Militärjunta, Oberst 
Monzon, nach einer zehnstün­
digen dramatischen Nachtsitzung 
den Waffenstillstand. Mit sofor­
tiger Wirkung hat eine fünf­
köpfige Militärjunta, der Vertre­
ter beider Seiten angehören, die 
Führung des Landes über­
nommen.

Seit dem Sturz der Regierung 
Guzman Arbenz sind in Guate-

Super-Bunker unter Stockholm
Stockholm (Eigenbericht). Mit 

recht unterschiedlicher Begeiste­
rung sind Europa und die USA 
dabei, ihr ziviles Luftschutzsy­
stem auszubauen und den Even­
tualitäten eines Atom- oder Was­
serstoffbombenabwurfes anzu­
passen. Schweden kann sich rüh­
men, eine relativ vorbildliche 
Organisation zu besitzen. Es be­
gann schon 1945 mit der Um­
stellung, nachdem die erste 
Atombombe gefallen war. Dieses 
7-Millionen-Volk will in den 
nächsten 26 Jahren rund 1,8 Mil­
liarden DM für die zivile Ver­
teidigung, hauptsächlich für den 
Luftschutz ausgeben.

Der imposanteste Ausdruck 
dieser Bemühungen sind riesige 
Bunker, die in dem granitenen 
Untergrund Stockholms und an­
derer schwedischer Städte schon 
entstanden sind. Von 150 geplan­
ten Anlagen sind 50 im Bau. Elf 
wurden bereits fertiggestellt. 
Der größte Bunker liegt unter

der Katarina-Kirche. Er bildet 
eine Welt für sich, in der 20 000 
Menschen bis zu 24 Stunden völ­
lig unabhängig von der Außen­
welt leben können. Eigene Was­
ser-, Licht- und Sauerstoffan­
lagen versorgen die betonierten 
Räume, die in drei Etagen an­
gelegt worden sind. Angeblich 
bieten diese Unterkünfte auch 
gegen H-Bomben Schutz. Jetzt 
ist die Vermietung der Räume 
als Garagen eine willkom­
mene Einnahmequelle.

Europäisches Arbeitsamt
Luxemburg (DPA). Der Sozi­

alpolitische Ausschuß des Mon­
tanparlamentes schlug vor, für 
die Kohle- und Stahlfacharbeiter 
der sechs Länder der Montan­
union ein zentrales Arbeitsamt 
in Luxemburg zu errichten. Es 
soll für die Stellenvermittlung 
und den Beschäftigungsausgleich 
im Gebiet aller sechs Länder zu­
ständig sein.

mala 2000 Kommunisten vei'haf- 
tet worden. Dies wurde auf der 
ersten Pressekonferenz der neuen 
Militärjunta bekaimtgegeben. 
Die Razzia nach Kommunisten 
wurde fortgesetzt. Zur Sowjet­
union und den anderen Ländern 
des kommunistischen Blocks 
werde die neue Regierung keine 
Beziehungen aufnehmen.

Sofortmafinahmen 
iür Asienpakt

Washington (AP). Die USA, 
Australien und Neuseeland ha­
ben am Mittwoch „Sofortmaß- 
nahmen“ zur Bildung eines kol­
lektiven Verteidigungssystems 
gegen den Kommunismus in 
Südostasien gefordert. Die drei 
Staaten sind Mitglieder der Pa­
zifischen Verteidigungsorganisa­
tion (ANZUS).

CSR-Minister verurteilt
Wien (AP). Der ehemalige 

stellvertretende tschechoslowa­
kische Ministerpräsident, Dr. 
Sevcik, ist vom Obersten tsche­
choslowakischen Gerichtshof we­
gen Hochverrats, Sabotage, Spio­
nage und Dieb Stahls von Staats­
eigentum zu 18 Jahren Zucht­
haus verurteilt worden. Dr. Sev­
cik war am 30. Mai 1953 seiner 
Posten enthoben und gleichzeitig 
aus der slowakischen Wiederge- 
burtspartei, deren Vorsitzender 
er war, ausgeschlossen worden. 
Sevcik war der letzte Nichfkom- 
munist unter den vier stellver­
tretenden Ministerpräsidenten» 
Sevcik wurde vorgeworfen, enge 
Verbindung zu dem „Verräter“ 
Beneseh unterhalten zu habem



Die „große Initiative44 m it U nterbilanz
W irtschaftssorgen der SED — Versprechen bleiben unerfüllt

Das Jahr 1954 sollte nach den Ankündigungen der SED das 
„Jahr der großen Initiative“ sein. Nachdem seine Planerfüllung 
im 1. Quartal weit unter den Erwartungen blieb, tröstete man 
sich in den sowjetzonalen Ministeriell: „Im Mai/Jnni wird auf­
geholt!“ Jetzt ist das 2. Quartal abgeschlossen, und die „volks­
eigene“ Wirtschaft steht schlechter da als zuv«r. In den Betrie­
ben werden Feierschichten eingelegt, weil es kein Material gibt, 
Facharbeiter werden zur Trümmerbeseitigung eingesetzt, und 
die Ostblockländer verhängen Konventionalstrafen wegen ver­
säumter Lieferfristen.

Nur die kommunistische Presse 
faselt noch immer v#n der 
„maximalen Befriedigung“ aller 
zivilen Bedürfnisse in unbe­
stimmter Zeit. „Was du heute 
webst, wirst du morgen an- 
ziehen!“ dozieren die Plantrei­
ber und wissen dabei noch nicht 
einmal, wovon man die gestern 
verwebte Wolle bezahlen soll.

Ein deutliches Beispiel für die 
mißglückte Planung gibt Ost­
berlin. Am 17. Dezember 1953 
beschloß die SED die Aufnahme 
außerplanmäßiger Sonderpro­
duktion in den volkseigenen Be­
trieben der Sowjetzone. Durch 
Mehrarbeit und Abfallverwer­
tung sollten die notwendigsten 
Bedarfsartikel entstehen, die 
das System dem ■ Verbraucher 
bis dahin nicht liefern konnte.. 
Für Ostberlin wurde diese Ver­
ordnung am 4. März übernom­
men. Seither hat die Ostbei'liner 
volkseigene Wirtschaft Millio­
nenkredite für solche zusätz­
liche Fertigung aufgenommen, 
ohne auch nur über die Planung 
hinausgekommen zu sein.

Man hat Delegationen der Ab­
teilung örtliche Industrie und 
Handwerk des Ostmagistrats 
durch Westberliner Kaufhäuser 
geschickt: „Seht Euch an, was 
es dort gibt und was man für 
die Sonderproduktion überneh­
men kann!“ Die Delegationen 
kamen zurück und stellten lange 
Materialanforderungslisten auf. 
Material war aber nicht vor­
handen und so blieb die ört­
liche Initiative auf die Massen­
produktion von Buna-Schwimm­
tieren und Zellwoll-Kaffeemüt- 
zen beschränkt.

e „Wer soll bezahlen ?u
Auf einer Rechenschaftslegung 

dieser verantwortlichen Abtei­
lung des Ostmagistrats kamen 
interessante Zahlen ans Tages­
licht. 150 Millionen Mark be­
trägt der vorgesehene Anteil

Ostberlins an der von der SED 
geforderten Mehrproduktion im 
Wert von. einer Milliarde. Auf 
128 Millionen Mark hat sich die 
Ostberliner Industrie bisher — 
und aueh das nur auf dem Pa­
pier — festgelegt, über 200 Mil­
lionen Mark aber wurden gleich­
zeitig für die Aufnahme der ge­
planten Zusatzproduktionen in­
vestiert. Man stelle sich also 
vor:

In Ostberlin wie in der Zone 
fehlen die primitivsten Bedarfs­
artikel. Man schickt Beobachter 
nach Westberlin, um zu erkun­
den, was es dort zu kaufen gibt 
und was die Bevölkerung am 
nötigsten braucht. Dann wird 
beschlossen, für 150 Milli#nen 
Ostmark solche Dinge herzu­
stellen. Um diese Produktion 
aber überhaupt erst aufnehmen 
zu können, werden mehr als 
200 Millionen investiert, und 
nach vier Monaten muß man 
feststellen, daß man zwar das 
Geld ausgegeben, aber keine 
Gebrauchsgüter hergestellt hat!

Ein „kapitalistisches“ Unter­
nehmen hätte unter diesen Be­
dingungen pleite gemacht. In 
Ostberlin zahlt der Verbraucher 
das Defizit, weil die Kaufkraft 
seines Geldes ja auf die Dinge 
beschränkt bleibt, die ihm die 
staatliche Planung auf den HO- 
Verkaufstisch legt. Müßig war 
also die Frage des Ostberliner 
Stadtvorsitzenden Ebert auf je­
ner Rechenschaftslegung: „Wer 
soll die Millionen, die hier sinn­
los verbuttert wurden, hinter­
her bezahlen?“

Warum wird nicht 
importiert ?

Einer der Anwesenden stellte 
die naive Frage: „Ja, warum 
haben wir- dann nicht einfach 
diese Dinge für das nun sinn­
los verbutterte Geld einge­
führt ?“ -

Siche# ist, daß die SED für

den Import v#n Bedarfsartikels 
aus dem Westen nur ungenü­
gende Beträge zur Verfügung 
gestellt hat.

Seit Monaten wettert die kom­
munistische Presse auftrags­
gemäß gegen angebliche Behin­
derung des Interzonenhandels 
durch die Bundesrepublik. Tat­
sächlich sucht die SED hier vor 
der eigenen Bevölkerung nur 
vom mangelnden Import abzu­
lenken. Was die SED importie­
ren will, sind in erster Linie 
nicht Bedarfsartikel, sondern 
Rohstoffe, die sie noch dazu 
nicht einmal für sich verwenden 
dürfte, sondern mit denen sie 
ihre Lieferschulden an die Ost­
blockstaaten bezahlen muß.

S* wird geplant und nichts 
produziert. Von insgesamt 1254 
Artikeln, die auf der Liste der 
Ostberliner Massenbedarfsferti­
gung stehen, befinden sich 83 in 
der Produktion —* meist sind 
es solche wie die bereits ge­
nannten Gummitiere und Kaffee­
wärmer —, rund 300 werden 
versuchsweise * im 3. Quartal 
liergestßllt und der Best steht 
bisher, wie der gesamte ver­
sprochene „Wohlstand“, nur auf 
dem Papier. Bund 500 in die 
Liste auf genommene Artikel
wurden stillschweigend abge­
setzt, weil man entweder keine 
B«bstoffe dafür hat, es sich um 
Fehlkonstruktionen handelt oder 
das Ding am Ende so teuer 
wird, daß es niemand kaufen 
kann.

„Wenn nicht etwas ganz 
Außergewöhnliches geschieht“, 
erklärte Ebert den Vertretern 
Ostberliner Betriebe Ende Juni, 
„kommen wir um das Einge­
ständnis nicht herum, den Mund 
zu voll genommen zu haben!“ 
Tatsache bleibt, daß eine Be­
völkerung, die geimuso gut und 
fleißig schafft wie die in West­
berlin und der Bundesrepublik, 
dank der kommunistischen Pla­
nung und Wirtschaftsmanöver 
auch in das 2. Halbjahr 1954 
ohne Hoffnung auf eine Besse­
rung der Versorgungslage geht: 
daß man das Kartensystem als 
Dauerlösung beibehalten muß 
und die „maximale Befriedi­
gung“ weiterhin nur in den 
Schlagzeilen der SED-Presse zu 
finden ist.



Rotes Ferienlotto 1954
Urlaub ohne Entspannung — Um die Ferien betrögen

Auf Sträßen und Schienenwegen der Bundesrepublik herrscht 
Hochbetrieb: Per Autobus, Auto, Motorrad oder in den be­
quemen neuen Zügen der Bundesbahn fahren die Menschen in 
die Ferien. Noch größer als in den vergangenen Jahren ist die 
Reiselust, denn billige Gesellschaftsreisen erschließen auch dem 
Mann mit schmalem Geldbeutel immer mehr Reisemöglichkei­
ten. Selbst eine Fahrt ins Ausland ist kein Luxus mehr. Dazu 
kommt die neue Camping-Bewegung, das Reisen mit dem 
eigenen Zelt, das motorisierte Herumzigeunern quer durch das 
Land. Weil für den Reisenden die Welt wirklich weit geworden 
ist, weil er reisen kann, wohin er mag, wird der Urlaub zu 
einer echten Entspannung.

Das kommunistische System 
dagegen versagt dem Arbeiter 
der Sowjetzone diese Erholung. 
Es organisiert selbst noch den 
Urlaub. Reiseu, wohin man 
will? Das gibt es kaum noch. 
Der Arbeiter soll reisen, wohin 
der FDGB will. Gerade in der 
Ferienzeit enthüllt sieh das un­
soziale System der Söwjetzöne 
mehr denn je.

Es gibt keine freien Gast­
häuser, Erholungsheime und 
Hotels mehr. Es gibt nur den 
„FDGB-Feriendienst“. Und wer 
nicht im FDGB ist, erhält über­
haupt keinen ‘ „Reisescheck“. 
Mag er sehen, wo er bleibt. 
Aber selbst der, der einen 
Reisescheck erwischt, erlebt in 
seinen Ferien eine Enttäu­
schung. Die Zustände in dem

1. G a 11 i 1 a e r , Alfred, 
etwa 54 Jahre alt, zuletzt wohn­
haft in Gera, Mitglied d. KPD/ 
SED, SED-Funktionär, Mitglied 
verschied. Massenorganisationen, 
von Beruf Schlächter, nach 45 
Leiter d. Schlachtviehzuteilungs­
stelle Gera, später bei d. W B  
Gera, danach bei d. Kripo und 
zuletzt bei d. Raiffeisen-Genos­
senschaft bzw. BHG tätig ge­
wesen.

2. I d l e r  , Ernst, etwa 
48 Jahre alt, zuletzt wohnhaft 
in Garlitz, Kr. Westprignitz, 
Mitglied d. SED und verschied. 
Massenorganisationen, SED- 
Funktionär d. Gemeinderates u.

organisierten Ferienbetrieb der 
Sowjetzone sind so unhaltbar, 
daß selbst die SED-PreSse sie 
nicht ganz verschweigen kann. 
Und in der sowjetzonalen Zeit­
schrift „Weltbühne“ findet man 
sogar eine unwahrscheinlich 
ehrliche Selbstkritik, für die 
dieses Blatt offenbar Narren­
freiheit bekommen hätte. Man 
liest dort:

„Als ob wir nicht alle das 
alljährliche FDGB - Ferienlotto 
kennen würden, an dem man 
gespannt und interessiert teil­
nimmt; und bei dem man noch 
nicht einmal ahnt, ob man mit 
einem Gewinn herauskommt, ob 
man einen Ferienscheck kriegt 
und schon gar nicht ahnt, für 
welche Zeit und für welchen 
Ort er gültig sein wird. Du

stellv. Bürgermeister gewesen.

3. K o c h ,  etwa 35 Jahre alt, 
zuletzt wohnhaft in Potsdam, 
Mitglied d. SED, Angestellter 
beim Rat d. Stadt u. BGL-Vor­
sitzender.

4. K  r Ö h n k e , etwa 54 Jahre 
alt, ledig, zuletzt wohnhaft in 
Groß-Schwaß, Kr. Rostock, vor­
her an anderem Ort im Kreis, 
Mitglied der SED.

5. P e t h a u , Herbert, etwa 
27 Jahre alt, zuletzt wohnhaft 
in Seifhennersdorf, Kr. Zittau, 
tätig gewesen im väterlichen 
Geschäft (Kohlenhandlung und 
Landwirtschaft).

greifst verbundenen Auges in 
die Urne, und — an den neuen 
Badeanzug daheim im Spind 
denkend — öffnest du das Los: 
„Bad Schandau in der Sächsi­
schen Schweiz.“ Ein GrUnd zu 
Kummer? Bewahre: Denke doch 
nur an jene vielen, welche die 
Nieten ziehen. Vielleicht werden 
sie im nächsten Jahr einen 
Scheck erwischen. Weun auch 
nicht gleich für die ganze drei­
köpfige Familie, so doch wenig­
stens für einen; da bleibt Mut­
ter eben zu Hause. Und wenn's 
auch nicht gerade ein Scheck 
für den Thüringer Wald ist, 
auf dessen emsige Durchwande­
rung sich Vater den ganzen 
Winter über gefreut hat, so ist 
es doch einer für das liebliche 
Seebad Keringsdorf. Und wenn 
Vater auch wegpn seines Lei­
dens weder baden noch in der 
Sonne liegen darf, so wird er 
dennoch gern fahren, um zwei 
Wochen im Zimmer zu sitzen 
und Patiencen zu legen. Da 
kommen sie angelaufen diese 
Menschen, und wünschen sich 
zu wünschen, wo und wann sie 
ihren Urlaub verleben wollen. 
Was soll das? Wo gibt’s denn 
sowas? Ist der Feriendienst der 
Gewerkschaften etwa der Weih­
nachtsmann ? Es mögen Weih­
nachtsmänner dort sitzen, aber 
doch jedenfalls nicht solche, bei 
denen man größenwahnsinnige 
Wunschzettel abliefern kann: 
„Ich möchte nächstes Jahr nach 
Eisenach fahren!“ Überraschun­
gen erfrischen die Nerven. Auf 
zum Ferienlotto 1954!“

So sielit das also aus. Und 
wenn man dann den Ferien­
scheck in der Hand hat, so ist 
darauf zu lesen: „Mitzubringen 
sind FDGB-Mitgliedsbuch, Ge- 
meinsehaftsverpflegungssekein, 

SozialversicherungsausweiSjBeti- 
wäsche, Handtuch, Eßbesteck,“ 
Man denke: Bettwäsche, Hand­
tuch und Eßbesteck im Jahre 
des neuen Kurses 1954!

Zur Schulung
Berlin (Eigenmeldung). In den 

letzten Tagen sind erneut 14 
jüngere Offiziere der „Volks­
polizei“ Luft zu einem drei­
monatigen Sonderlehrgang nach 
der UdSSR abgereist. Sie sollen 
politisch, militärisch und „flug­
technisch“ ausgebildet werden. 
Nacli ihrer Rückkehr sind sie 
als Instrukteure und Politoffi­
ziere bei den Flieger-Regimen­
tern der VP vorgesehen.

Da§ Ostbüro der CDU teilt mit:
Wir empfehlen, gegenüber nachstehend, genannten Personen 

insbesondere in Gesprächen Vorsicht walten zu lassen, da die 
Genannten verdächtig erscheinen, mittelbar oder unmittelbar 
Kontakt mit sogenannten staatlichen Sicherheitsorgänen zu 
haben, für diese Zuträgerdienste zu leisten «der für diese zu 
arbeiten:



Menschen ais Schallplatte
Hunderte von Frauen, Telefo­

nistinnen in Ostberlin und der 
Zone, sind in der vergangenen 
Woche zu Sprechmasehinen er­
niedrigt worden, als es um die 
Propaganda für die sogenannte 
Volksabstimmung ging: Wenn 
eine Vermittlung, das Fernamt, 
die Störstelle angerufen wurde, 
hatte die Telefonistin einen Text 
lierunterzusagen nach dem Mu­
ster: „Wir alle entscheiden uns 
für Frieden und Abzug der Be­
satzungstruppen. Gib auch du 
deine Stimme für den Frieden!“

Schon für den, der diese Pa­
rolen flüchtig' hört, sind sie 
lästig. B’ür die Frauen, die sie 
täglich ein paar hunderte Mal 
ins Telefon sprechen mußten, 
wurden sie zur Qual. Einige von 
ihnen haben inzwischen in West­
berlin über ihre Erlebnisse be­
richtet. Ein wenig Aufheiterung 
brachten nur die teilweise sehr 
deutlichen Antworten der An­
rufenden. Da waren die völlig 
Überraschten: „Sagen Sie mal,

oderist das eine Schallplatte, 
sind Sie es, Fräulein?“

Wer aus Telefonzellen anrief 
und sich deshalb von Nachprü­
fungen sicher fühlte, wurde 
meist deutlicher. Da hörte eine 
Telefonistin: „Und wenn Sie mir 
den Kommunismus in der Kaf­
feetasse servieren — ich bin 
trotzdem dagegen!“ Einer ande­
ren wurde zugerufen: „Darauf 
können Sie sich verlassen, daß 
ich richtig wähle, aber nicht die 
SED!“

Selbmann w il l  sich nicht erinnern
Lügen haben kurze Beine . . . Auf einem 

Prozeß in Ostberlin konnte man das erst 
jetzt wieder feststellen. Dort strafte näm­
lich der Pankower Minister Fritz Selb* 
mann selbst seine Partei Lügen, die nach 
dem Juni-Aufstand von 1953 behauptet 
hatte, nur ein paar Westberliner „Provo­
kateure“ hätten den Aufstand hervor­
gerufen.

Vor Gericht stand der 36jährige Alfred 
Henne, der am 16. Juni 1953 die Forde­
rungen der Stalinallee-Bauarbeiter gegen 
die Normenerhöhungen vor dem Sitz der 
Sowjetzonenregierung proklamiert hatte. 
Wegen „friedengefährdender faschistischer 
Propaganda“ wurde dieser mutige Arbeiter 
nun zu drei Jahren Gefängnis verurteilt.

Was aber sagte Selbmann, der ja am
16. Juni alle Vorgänge genau miterlebt 
hatte, der Henne also gesehen haben 
mußte? Er sagte gar nichts. Das Gericht 
lehnte seine Vernehmung als Zeuge, die die 
Verteidigung beantragt hatte, ab und er­
klärte an Selbmanns Stelle, der Herr 
Minister könne sich bei der „Lebens­
gefahr“, der er damals am 16, Juni aus­
gesetzt war, nicht mehr an Einzelpersonen 
erinnern. . .  So viele Menschen standen 
rings um ihn!

Im übrigen aber konnte mau beim 
besten Willen nicht behaupten, daß Henne 
ein „westlicher Provokateur“ war. Das 
Gericht mußte ihm sogar zugute halten, 
daß er zweimal als Aktivist und seine 
Brigade als „Brigade der ausgezeichneten 

Qualität“ ausgezeichnet worden 
war.

Henne, der eine Transport­
arbeiterbrigade auf der Bau­
stelle G — Süd an der Stalin­
allee leitete, war als Teilnehmer 
der Bauarbeiter-Demonstration 
am 16. Juni bis vor das Haus 
der Ministerien gelangt. Dort 
versuchte Selbmann, die empör­
ten Arbeiter zu beruhigen. Die 
Bauarbeiter zogen den auf 
einem.Tisch stehenden Minister 
jedoch herunter, und einer der 
Demonstranten trug die Forde­
rungen der Arbeiter vor. Da §r 
mit seiner Stimme nicht durch­
drang, löste ihn Henne ab.

1400 „feierten44 im Westen
In der Sowjetzone wurde der 

1. Juli als „Tag der Volkspoli­
zei“ gefeiert. Innenminister 
Sloph erklärte in einem Tages­
befehl, die Volkspolizei als be­
waffnete Kraft der DDR sei 
„durch unzerreißbare Bande mit 
unserem großen Vorbild, Freund

und Helfer, der .sozialistischen 
Sowjetunion verbunden“.

In der ersten Hälfte des Jah­
res 1954 sind 1462 Volkspoli­
zisten, darunter 109 Kommissara 
nach Westberlin geflüchtet. Al. 
lein im Juni w^ren es 264.



Vortrupps im SED-Traomiand
Von den Nöten der sowjetzonalen Schriftsteller

Sowjetzonarle Schriftsteller haben es nicht leicht. Darüber 
kann die Förderung- durch Staat und Partei nicht hinwegtäu- 
seken. Da alle Volks- und Gemeindebüchereien verpflichtet sind, 
ihre „fortschrittlichen“ Erzeugnisse unbesehen einzustellen, 
haben die Schriftsteller freilich garantierte Mindestauflagen 
und entsprechende Einkommen, Außerdem brauchen sie das 
Handwerkliche nicht s« gut zu beherrschen, wie ihre Kollegen 
in der freiheitlichen Welt.

Aber: über die Inhalte stol­
pern die Schriftsteller. Sieh hier

renz der SED eine „Welle des 
Patriotismus“ , wie ihn Walter

vergreifen, läßt auf keine Gnade Ulbricht verstand, durch die
hoffen. Es gibt Parteiresolutio­
nen, in denen steht, was der 
geforderte sozialistische Realis­
mus eigentlich sein soll, poli­
tische Größen haben es zu er­
klären versucht, verstanden ha­
ben es die wenigsten. Zunächst 
übersetzten sie die Zeitungs­
artikel über Aktivisten und 
Neuerer, Neubauern und fort­
schrittliche Intelligenz in Lite­
ratur. Sie schilderten Zustände, 
die es gar nicht gab, wie sie 
aber in der Zonenpresse vorge

Zone. Die Volksarmee brauchte' 
eine Tradition, und es hagelte

Ilja Ehrenburg sprach es aus, 
daß Romane durchaus nicht 
„nützlich“ zu sein brauchten-und 
doch vom Publikum gern ge­
lesen würden. Ein müßiges 
Publikum, das unterhalten und 
nicht ausgerichtet sein will? 
Das war ja ein ganz neuer 
Wind, der den ganzen soziali­
stischen Realismus in den Müll­
eimer der Literaturgeschichte 
fegen konnte. Man überprüft 
nun wieder die bisher für „nütz­
lich“ gehaltenen Manuskripte 
und nimmt wehmütigen Ab­
schied. Will man unnütz schrei­
ben, so daß es gefällt, ist das 
auch wieder nicht so einfach.

Aufträge für den Schriftsteller- Einmal muß einem etwas Ge-
verband, Scharnhorst- und Lüt- 
zöwromane zu schreiben.

Aber bald kam die nächste 
Überraschung, sogar von auto­
ritativster Seite, nämlich aus 
Moskau. Kein Geringerer als

fälliges einfallen, und dann muß 
man wohl wenigstens schreiben 
können — und eben das können 
ja die braven Parteischüler, die 
als Schriftsteller „abgestellt“ 
wurden, zum größten Teil nicht.

Kritiken als Geschenk
Di,e „Theaterhistorische Samm­

lung Walter Unruh“ ist dem
zeichnet waren. Es fehlte jedoch Theaterwissenschaftlichen Instt
den Schriftstellern die Phanta­
sie, sie konnten nicht frei nach 
Lenin träumen.

Sie begriffen nur langsam, 
daß der Literatur im Sowjet­
system eine Funktion zukommt, 
nämlich die, eine neue Gesell­
schaft nach festem Plan zu for­
men. Die Schriftsteller sollten 
eine aktive Rolle dabei' spielen. 
Sie sollten den umzuformenden 
Menschen im Bewußtsein einen 
Schritt voraus sein, für ihre 
Person bereits iii dem roten 
Traumland leben, wo Milch und 
Honig fließt, wenn auch der HO 
die Butter einmal ausgegangen 
war. Nach mehrfachen Ermah­
nungen entstand wenigstens in 
einigen Machwerken die er­
wünschte Literatur, Kuba-Kan­
taten, Loests Berlin-Roman und 
anderes.

Ehe man aber den nächsten 
Schritt gehen konnte, flutete 
nach der zweiten Parteikonfe-

tut der Freien Universität über­
geben worden. Walter Unruh 
hatte seine Sammlung, die etwa 
10 000 Autographien, insbeson­
dere Schauspielerbriefe, rund 
3000 Theaterzettel, 10 000 Bild­
nisse und Szenenfotos, 15 000 
theaterwissenschaftliche Bücher 
und eine Fülle von .Zeitungs­
ausschnitten mit Kritiken und 
Aufsätzen über Theater und 
Schauspieler enthüllt, in Jahr­
zehnten zusammengetragen. Er 
überließ sie jetzt als Stiftung 
der Stadt Berlin.

Preisgekrönte Film werke
Zum Abschluß der „Internatio­

nalen Filmfestspiele Berlin 1054.“ 
sind von einem internationalen 
Gremium drei um die Ideale der 
freiheitlich gesinnten Welt be­
sonders verdiente Fe«tspielfilme 
ausgezeichnet worden.

Es sind 1. der italienische 
Film „La grancle Esperanza“

(„Die große Hoffnung“), der von 
der Verbrüderung einer italie­
nischen U-Boot-Besatzung mit 
geretteten Passagieren eines tor­
pedierten Schiffes handelt; 2. 
der brasilianische Film „Sinha 
Moea“, die Darstellung der 
Sklavenbefreiung in Brasilien;
3. der japanische Streifen „Ein­
mal wirklich leben“ , das Schick­
sal eines sterbenskranken Beam­
ten, der im Wohltun den Sinn 
des Lebens erkennt.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor­
führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Bei­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a - H a u s  am No l -  
l e n d o r f p l a t z  gezeigt.

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhi-; sonntags. Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der 
Ostzone jeden Sonntag um
1.4 Uhr.

SSO, herhorenl
Der kleine TAG wird ver- 

i sandt und verteilt ohne Rück- 
] sicht auf die politische Ge- 
i  sInnung des Empfängers.

Gegner sind als Empfänger 
j sogar besonders beliebt, 

denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 

| wird, kann den kleinen TAG I 
also ruhig bei der Polizei ; 
oder beim Bürgermeister- :i 
amt oder bei seiner Dienst- ; 

| stelle abgeben. übrigens j 
! wird er auch dort gern i 

gelesen.
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